


Beiträge zum Organisationsverfassungsrecht

Herausgegeben von

Julian Krüper und Arne Pilniok

15





Johanna Werpers

Wahlprüfung vor der Wahl
Zur Durchsetzung wahlbezogener Rechte

politischer Parteien

Mohr Siebeck



Johanna Werpers, geboren 1996; Studium der Rechtswissenschaften sowie Fachspezifische 
Fremdsprachenausbildung (Französisch) an der Universität Münster; 2019 Erste juristische 
Prüfung; Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Europäisches Verwaltungsrecht 
an der Universität Münster; 2022 Promotion; Rechtsreferendariat am Oberlandesgericht 
 Celle.

Gedruckt mit Unterstützung des Bundesministeriums des Innern und für Heimat (BMI)

D6 Zugl.: Münster (Westf.), Univ., Diss. der Rechtswissenschaftlichen Fakultät, 2022.

ISBN 978-3-16-162598-5 / eISBN 978-3-16-162646-3
DOI 10.1628/978-3-16-162646-3

ISSN 2626-4412 / eISSN 2626-4420 (Beiträge zum Organisationsverfassungsrecht)

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nati onal-
bib liographie; detaillierte bibliographische Daten sind über https://dnb.de abrufbar.

©  2023 Mohr Siebeck Tübingen.  www.mohrsiebeck.com 

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung 
außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlags 
unzulässig und strafbar. Das gilt insbesondere für die Verbreitung, Vervielfältigung, Über-
setzung und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Das Buch wurde von Gulde Druck in Tübingen aus der Times New Roman gesetzt, auf alte-
rungsbeständiges Werkdruckpapier gedruckt und dort gebunden. 

Printed in Germany. 

https://dnb.de
http://www.mohrsiebeck.com


Vorwort

Diese Arbeit wurde im Wintersemester 2022/23 von der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität Münster als Disserta tion angenommen. Das 
 Kolloquium fand im November 2022 statt. Die Dissertation befindet sich weit-
gehend auf dem Stand von August 2022. Im Zuge der Drucklegung wurden 
partiell Änderungen in Bezug auf die Gliederung sowie Aktualisierungen vor-
genommen. Rechtsprechung und Literatur wurden vereinzelt noch bis Juni 2023 
eingearbeitet. 

Mein herzlicher Dank gebührt zunächst Herrn Professor Dr. Gernot Sydow, 
M.A., für seine stetige Unterstützung und die Förderung meiner Dissertation. Er 
befürwortete mein Promotionsvorhaben von Beginn an und trug mit seinen kri-
tischen Anmerkungen sowie gleichermaßen aufbauenden Worten zum Gelin-
gen dieser Arbeit bei. Gleichzeitig hatte ich die Möglichkeit, an seinem Lehr-
stuhl für Europäisches Verwaltungsrecht an der Universität Münster nicht nur 
zu Studienzeiten als studentische Hilfskraft, sondern auch während meiner Pro-
motionszeit als Wissenschaftliche Mitarbeiterin zu arbeiten und einen anders 
nicht möglichen Einblick in Forschung und Lehre zu erhalten. 

Herrn Professor Dr. Janbernd Oebbecke danke ich für rechtspolitische Klar-
stellungen, eine gewinnbringende Diskussion in Bezug auf die praktische Ge-
staltung des Wahlprüfungsverfahrens und für die zügige Erstellung des Zweit-
gutachtens. Zudem waren Gespräche mit Herrn Dr. Stefan Nacke, MdB, mit 
Frau Martina Hannen und mit Herrn Mirco Rolf-Seiffert wertvoll für die Ge-
währleistung der Praxistauglichkeit der in meiner Arbeit vorgeschlagenen Aus-
gestaltung der Wahlprüfung vor der Wahl. 

Herrn Professor Dr. Julian Krüper und Herrn Professor Dr. Arne Pilniok dan-
ke ich für die Aufnahme in die Schriftenreihe „Beiträge zum Organisationsver-
fassungsrecht“. Dem Bundesministerium des Innern und für Heimat danke ich 
für die Gewährung eines großzügigen Druckkostenzuschusses.

Dankbar bin ich ebenfalls meinen Lehrstuhlkolleginnen und Lehrstuhlkolle-
gen, die stets die Bereitschaft zum Diskutieren über meine Ideen und Gedanken 
hatten und zu einer produktiven und freundschaftlichen Arbeitsatmosphäre bei-
getragen haben. Für ihren unermüdlichen Einsatz in Bezug auf die Anfertigung 
von Korrekturen, ihr stets offenes Ohr sowie die aufmunternden Worte in jedem 



VI Vorwort

Stadium meiner Dissertation danke ich insbesondere Kira Dreibrodt, Maike 
Herrlein, Dr. Nicholas Otto, Alban Spielkamp und Falko Wurm. Ich weiß euren 
nicht selbstverständlichen Einsatz sehr zu schätzen.

Meinen Eltern, Konrad und Jutta Werpers, meinen Geschwistern Moritz und 
Julius sowie Alexander Neufend gilt schließlich mein größter Dank: für ihren 
immerwährenden Rückhalt und Zuspruch sowie ihr bedingungsloses Vertrauen 
nicht nur in den Erfolg dieser Arbeit, sondern in Bezug auf alle meine Lebens-
schritte.

Hannover, im Juni 2023 Johanna Werpers
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§  1 Einführung

A. Problembeschreibung

Eine der wenigen Fragestellungen des Verfassungsrechts, in denen in der Recht-
sprechung und  im verfassungsrechtswissenschaftlichen Diskurs Einigkeit be-
steht, ist der Zeitpunkt der Durchführung des Wahlprüfungsverfahrens: Nach 
allgemeiner Ansicht können Wahlfehler in Bezug auf eine Bundestagswahl erst 
nach  dem  Wahltag  im  Wahlprüfungsverfahren  überprüft  werden.1  Vor  der 
Wahl2 sind insbesondere Wählerinnen und Wähler oder Parteien3 von Wahlfeh-
lern  betroffen. Sie  haben nur  die Möglichkeit,  die  aus  ihrer Sicht  fehlerhafte 
Wahl  abzuwarten  und  danach  das Wahlprüfungsverfahren  anzustoßen  –  ein 
Ver fahren, welches bisher nie dazu führte, dass die Bundestagswahl – und wenn 
auch nur  teilweise – für ungültig erklärt und daher wiederholt wurde.4 Einen 

1  Explizit so kürzlich BVerfG, Beschluss vom 20. Juli 2021, 2 BvF 1/21 = NVwZ 2021, 
S.  1525 ff.  (1527):  „Das  Wahlprüfungsverfahren  stellt  darüber  hinaus  ein  nachgelagertes 
Rechtsschutzverfahren dar, welches es nicht ermöglicht, die Vereinbarkeit wahlrechtlicher 
Regelungen mit den Vorgaben des Grundgesetzes schon vor der Wahl prüfen zu lassen“, da-
vor schon u. a. BVerfGE 14, 154 (155); BVerfGE 16, 128 (129 f.); BVerfGE 28, 214 (219 f.); 
BVerfGE 34, 135 (137 f.). Aus dem verfassungsrechtswissenschaftlichen Diskurs exempla-
risch K. Groh,  in: I. von Münch/P. Kunig (Hrsg.), GG, Bd.  1, 7.  Aufl. 2021, Art.  41 Rn.  41; 
P.  Glauben, in: W. Kahl/C. Waldhoff/C. Walter (Hrsg.), BK-GG, Art.  41 (März 2017) Rn.  102; 
M. Morlok, in: H. Dreier (Hrsg.), GG, Bd.  2, 3.  Aufl. 2015, Art.  41 Rn.  12. Dazu auch unten 
§  2 B. I. 5. und insb. §  2 Fn.  89.

2  Wenn in dieser Arbeit von der „Wahl“ gesprochen wird, ist damit – sofern nicht explizit 
anders ausgewiesen – regelmäßig die Bundestagswahl gemeint. 

3  Zur Vereinfachung der Darstellung wird in dieser Arbeit nur von der „Partei“ als solcher 
gesprochen. Gemeint ist dabei stets die konkret für den fraglichen Aspekt zuständige Unter-
gliederung einer politischen Partei. In Bezug auf den hier meist einschlägigen Fall der Auf-
stellung von Landeslisten ist damit regelmäßig der entsprechende Landesverband einer Par-
tei angesprochen. Zur Problematik des Begriffs der „Politischen Partei“ auch E. V. Towfigh, 
Das Parteien-Paradox, 2015, S.  21 f.

4  Für die Entscheidungen des Bundestages siehe Deutscher Bundestag (Hrsg.), Datenhand-
buch zur Geschichte des Deutschen Bundestags, Kapitel  1.18 Wahlprüfung, Stand: 15. Mai 
2019,  abrufbar  unter  https://www.bundestag.de/resource/blob/196112/3925a7749b009fe 
9fd6e31f7f86d3153/kapitel_01_18_wahlpr__fung-data.pdf  (7.  Mai  2023)  und  für  die  Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts siehe Bundesverfassungsgericht (Hrsg.), Jahres-

https://www.bundestag.de/resource/blob/196112/3925a7749b009fe9fd6e31f7f86d3153/kapitel_01_18_wahlpr__fung-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/196112/3925a7749b009fe9fd6e31f7f86d3153/kapitel_01_18_wahlpr__fung-data.pdf


2 §  1 Einführung

Präzedenzfall  für  eine  teilweise  Ungültigkeitserklärung  der  Bundestagswahl 
könnten die Ereignisse in Berlin in Bezug auf die Bundestagswahl 2021 schaf-
fen, bei der Unterbrechungen der Stimmabgabe in einigen Wahllokalen, fehlen-
de und falsche Stimmzettel sowie Stimmabgaben nach 18 Uhr auftraten.5 Allein 
1713 der insgesamt 2172 Wahleinsprüche gegen die Bundestagswahl 2021 bezo-
gen sich auf die Umstände der Wahl  in Berlin.6 Der Bundestag entschied auf 
diese Wahleinsprüche mit Beschluss vom 10. November 2022, dass die Bundes-
tagswahl 2021  in 431 Berliner Wahlbezirken, die  in allen zwölf Wahlkreisen 
liegen,  wiederholt  werden muss.7  Gegen  diese  Entscheidung  des  Bundestags 
legten unter anderem die gemeinsame Fraktion der Christlich-Demokratischen 
Union (CDU) und der Christlich-Sozialen Union (CSU) im Deutschen Bundes-
tag und die Fraktion der Alternative für Deutschland (AfD) im Deutschen Bun-
destag Wahlprüfungsbeschwerden beim Bundesverfassungsgericht ein; sie for-
dern jeweils eine noch weiter ausgedehnte Wiederholung der Bundestagswahl 
2021 in Berlin.8 Eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts steht bisher 
noch aus.9 Das parallel geführte Wahlprüfungsverfahren vor dem Berliner Ver-
fassungsgerichtshof in Bezug auf dieselben Wahlfehler bei der am gleichen Tag 
durchgeführten Wahl zum Berliner Senat und den Berliner Bezirksverordneten-

statistik 2020, Stand: Februar 2021, abrufbar unter https://www.bundesverfassungsgericht.
de/DE/Verfahren/Jahresstatistiken/2020/gb2020/Gesamtstatistik%202020.pdf?__blob=pub 
licationFile&v=2 (7. Mai 2023). Für den Erfolg von Wahlprüfungsverfahren in Bezug auf die 
Bundestagswahl 2021 lagen zum Zeitpunkt des Abschlusses der Arbeit noch keine Daten vor. 
Auf Länderebene hatten nur zwei Wahlprüfungsverfahren bisher Erfolg: Die Wahl zur ham-
burgischen Bürgerschaft vom 2. Juni 1991 wurde im Jahr 1993 für ungültig erklärt, Hmb-
VerfG, Urteil vom 4. Mai 1993, 3/92 = NVwZ 1993, S.  1083 ff., und die Wahl zum Berliner 
Senat und den Berliner Bezirksverordnetenversammlungen vom 26. September 2021 wurde 
im Jahr 2022 für ungültig erklärt, VerfGH Berl., Urteil vom 16. November 2022, VerfGH 
154/21, VerfGH 156/21, VerfGH 171/21, VerfGH 172/21 = NVwZ 2023, S.  70 ff.

5  Siehe  prägnant  C. Waldhoff,  Wahlen  in  Berlin:  ein  Bericht,  Verfassungsblog  vom 
28.  September 2021, abrufbar unter https://verfassungsblog.de/wahlen-in-berlin-ein-bericht/ 
(7.  Mai 2023), der seine eigenen Beobachtungen als Wahlhelfer schildert, sowie u. a. M.  Gru-
nert/ M. Wehner, Was folgt auf das Berlin Debakel? F.A.Z. Nr.  228 vom 1. Oktober 2021, S.  8.

6  Dritte Beschlussempfehlung und Bericht des Wahlprüfungsausschusses vom 7. Novem-
ber 2022, BT-Drs. 20/4000, S.  1.

7  BT-Plenarprotokoll 20/66, S.  7672 ff.
8  Die entsprechenden Wahlprüfungsbeschwerden laufen unter den Aktenzeichen 2 BvC 

4/23 (CDU/CSU-Fraktion) und 2 BvC 5/23 (AfD-Fraktion).
9  Eine Entscheidung in dieser Sache könnte noch im Laufe des Jahres 2023 ergehen, im-

merhin sind die Verfahren auf der Jahresvorschau für das Jahr 2023 auf der Homepage des 
Bundesverfassungsgerichts gelistet,  abrufbar unter https://www.bundesverfassungsgericht.
de/DE/Verfahren/Jahresvorausschau/vs_2023/vorausschau_2023_node.html (7. Mai 2023).

https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Verfahren/Jahresstatistiken/2020/gb2020/Gesamtstatistik%202020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Verfahren/Jahresstatistiken/2020/gb2020/Gesamtstatistik%202020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Verfahren/Jahresstatistiken/2020/gb2020/Gesamtstatistik%202020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://verfassungsblog.de/wahlen-in-berlin-ein-bericht/
https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Verfahren/Jahresvorausschau/vs_2023/vorausschau_2023_node.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Verfahren/Jahresvorausschau/vs_2023/vorausschau_2023_node.html
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versammlungen endete mit der Entscheidung zur vollständigen Wahlwiederho-
lung, die am 12. Februar 2023 bereits stattfand.10
Zur Vermeidung von Wahlfehlern vor der Wahl schlägt diese Arbeit die bis-

her nicht erwogene Möglichkeit vor, das Wahlprüfungsverfahren nach Art.  41 
GG bereits im Vorfeld der Wahl durchzuführen.11 Damit könnte die vor Kurzem 
von Kathrin Groh getroffene Feststellung „Das Wahlprüfungsverfahren ist nicht 
besonders rechtsschutzintensiv“12 überwunden werden, die in die gleiche Rich-
tung wie die rund 50 Jahre ältere Feststellung von Karl-Heinz Seifert geht, dass 
„sich das Wahlprüfungsrecht im Zustande nahezu vollständigen Stillstandes“13 
befindet. Diese Stagnation im Bereich des auf Wahlen bezogenen Rechtsschut-
zes ist unverständlich.14 Denn es handelt sich beim Wahlrecht als maßgeblichem 
Gegenstand des Wahlprüfungsverfahrens nach Ansicht des Bundesverfassungs-
gerichts um das „vornehmste Recht des Bürgers im demokratischen Staat“15. 

10  VerfGH Berl., Urteil vom 16. November 2022, VerfGH 154/21, VerfGH 156/21, VerfGH 
171/21, VerfGH 172/21 = NVwZ 2023, S.  70 ff. Diese Entscheidung einordnend P. Glauben, 
NVwZ 2023, S.  21 ff., M. Morlok, Merkwürdiges und Bedenkenswertes bei der Wahlprüfung 
in Berlin, Verfassungsblog vom 25. November 2022, abrufbar unter https://verfassungsblog.
de/merkwurdiges-und-bedenkenswertes-bei-der-wahlprufung-in-berlin/  (7. Mai  2023)  und 
H. Sauer, Über Wahlfehlerfolgen, Verfassungsblog vom 17. November 2022, abrufbar unter 
https://verfassungsblog.de/uber-wahlfehlerfolgen/ (7. Mai 2023).

11  Erste Überlegungen diesbezüglich anstellend, aber letztlich zu einem ablehnenden Er-
gebnis kommend J.-M. Drossel/J. Schemmel, NVwZ 2020, S.  1318 ff. (1320). Zudem deuten 
M. Morlok/A. Bäcker, NVwZ 2011, S.  1153 ff. (1159) erstmals an, dass das Grundgesetz eine 
Auslegung von Art.  41 GG, nach der der Rechtsschutz vor der Wahl ausgeschlossen sein soll, 
nicht vorgibt.

12 K. Groh, in: I. von Münch/P. Kunig (Hrsg.), GG, Bd.  1, 7.  Aufl. 2021, Art.  41 Rn.  29.
13 K.-H. Seifert, DÖV 1967, S.  231 ff. (231).
14  In diese Richtung schon früh G. Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, 

1892, S.  157: „Es haben viel unbedeutendere Individualansprüche in neuester Zeit den rich-
terlichen Schutz gefunden, es ist daher nicht abzusehen, warum eine Ausnahme zu Unguns-
ten  des  parlamentarischen Wahlrechts  stattfinden  soll.“ Darüber  hinaus  soll  es  sich  beim 
Anspruch auf freie und gleiche Teilhabe an der öffentlichen Gewalt – der durch die Einrich-
tung von Wahlen maßgeblich umgesetzt wird – um eine Ausprägung der Würde des  Menschen 
(Art.  1 Abs.  1 GG) handeln, dazu nur BVerfGE 123, 267 (341). Zu Recht daher kritisch in 
Bezug auf den fehlenden Rechtsschutz vor der Wahl im gegenseitigen Diskurs H.-D. Horn/  
W.  Löwer,  Schlechtes Erbgut,  F.A.Z. Nr.  245  vom 22. Oktober  2009,  S.  8  und M. Morlok, 
Fehlerbehebung ausgeschlossen?, F.A.Z. Nr.  249 vom 27. Oktober 2009, S.  36. Anders aber 
J.  Hahlen, Am besten mit dem Bundeswahlausschuss, F.A.Z. Nr.  260 vom 9. November 2009, 
S.  10.

15  BVerfGE 1, 14 (33).

https://verfassungsblog.de/merkwurdiges-und-bedenkenswertes-bei-der-wahlprufung-in-berlin/
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I. Beispiele für Ablehnungen von Landeslisten vor Wahlen

Wahlfehler vor der Wahl sind keine Seltenheit. Bei nahezu jeder Wahl – ganz 
gleich ob zum Bundestag, zu Landtagen oder zu Kreistagen beziehungsweise 
Stadträten  in  kreisfreien Städten  –  kommt  es  zu Ablehnungen  von Kandida-
tinnen- und Kandidatenvorschlägen oder von Wählerinnen und Wählern im Vor-
feld der jeweiligen Wahl.16 Gerade auf die Zulassung von Landeslisten bezogene 
Wahlfehler bei Bundestagswahlen sind hierbei besonders gewichtig. Sie haben 
zur Folge, dass die betroffene Partei mit ihrer Landesliste entweder in verringer-
ter Form oder sogar gar nicht zur Bundestagswahl in einem Land antreten darf. 
Bekannt geworden und allgemeines mediales Aufsehen erregt haben in den 

letzten Jahren mehrere Fälle von  (teilweisen) Ablehnungen von Landeslisten, 
von denen hier exemplarisch drei herausgegriffen werden: die vollständige Ab-
lehnung  der  Landesliste  der  Nationaldemokratischen  Partei  Deutschlands 
(NPD) für die Bundestagswahl 2017 in Berlin, die teilweise abgelehnte Landes-
liste der AfD für die Landtagswahl 2019 in Sachsen und die vollständige Ableh-
nung der Landesliste der Partei Bündnis 90/Die Grünen für die Bundestagswahl 
2021 im Saarland.17 

16  Siehe exemplarisch für die Bundestagswahl 2021 die Entscheidungen der 16 Landes-
wahlausschüsse, die von insgesamt 369 eingereichten Landeslisten 33 Landeslisten abgelehnt 
haben (eigene Auswertung). Gegen diese Entscheidungen wurde in acht Fällen Beschwerde 
beim Bundeswahlausschuss  eingereicht,  die  in  zwei  Fällen  Erfolg  hatte,  Bundeswahlaus-
schuss (Hrsg.), Niederschrift über die 2. Sitzung des Bundeswahlausschusses vom 5. August 
2021,  abrufbar  unter  https://www.bundeswahlleiter.de/dam/jcr/1f8bb302-8892-4868-bea4-
8f8cbf701ab7/20210805_niederschrift_2bwa.pdf (7. Mai 2023).

17  In Bezug auf die Ablehnung der NPD in Berlin BVerfG, Beschluss vom 23. März 2022, 
2 BvC 22/19 = BeckRS 2022, 7874 und u. a. U. Zawatka-Gerlach, Die NPD ist in Berlin nicht 
wählbar, Der Tagesspiegel Online vom 28. Juli 2017, abrufbar unter https://www.tagesspiegel.
de/berlin/bundestagswahl-2017-die-npd-ist-in-berlin-nicht-waehlbar/20120796.html  (7.  Mai 
2023); u. a. in Bezug auf die Ablehnung der AfD in Sachsen K. B. Becker, Ein Triumph für die 
AfD, F.A.Z. Nr.  191 vom 19. August 2019, S.  10; U. Nimz, 30 aus 61, SZ Nr.  172 vom 27. Juli 
2019, S.  7; K. B. Becker, War es ein Parteitag, oder waren es doch zwei?, F.A.Z. Nr.  171 vom 
26. Juli 2019, S.  2; W. Janisch, Dienst an der Demokratie, SZ Nr.  171 vom 26. Juli 2019, S.  4; 
S.  Schönberger/C. Schönberger, Demokratische Tragödie in Sachsen, Verfassungsblog vom 
9. Juli 2019, abrufbar unter https://verfassungsblog.de/demokratische-tragoedie-in-sachsen/ 
(7. Mai 2023); M. Decker, AfD verliert Listenplätze in Sachsen – Das sagt ein Parteienrecht-
ler zu dem Fall, Leipziger Volkszeitung Online vom 5. Juli 2019, abrufbar unter https://www.
lvz.de/Region/Mitteldeutschland/AfD-verliert-Listenplaetze-in-Sachsen-Das-sagt-ein-Par 
teienrechtler-zu-dem-Fall (7. Mai 2023); u. a. in Bezug auf die Ablehnung von Bündnis 90/
Die Grünen  im Saarland T. Holl, Fiasko  im Saarland, F.A.Z. Nr.  181 vom 7. August 2021, 
S.  8.; G. Niewel/F. Polistina, Grüne im Saarland von der Wahl ausgeschlossen, SZ Nr.  179 
vom 6. August 2021, S.  1; C. Dylla, Grünen-Landesliste nicht zur Bundestagswahl  zugelassen, 
sr.de  vom  5.  August  2021,  abrufbar  unter  https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/politik_

https://www.bundeswahlleiter.de/dam/jcr/1f8bb302-8892-4868-bea4-8f8cbf701ab7/20210805_niederschrift_2bwa.pdf
https://www.bundeswahlleiter.de/dam/jcr/1f8bb302-8892-4868-bea4-8f8cbf701ab7/20210805_niederschrift_2bwa.pdf
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bundestagswahl-2017-die-npd-ist-in-berlin-nicht-waehlbar/20120796.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bundestagswahl-2017-die-npd-ist-in-berlin-nicht-waehlbar/20120796.html
https://verfassungsblog.de/demokratische-tragoedie-in-sachsen/
https://www.lvz.de/Region/Mitteldeutschland/AfD-verliert-Listenplaetze-in-Sachsen-Das-sagt-ein-Parteienrechtler-zu-dem-Fall
https://www.lvz.de/Region/Mitteldeutschland/AfD-verliert-Listenplaetze-in-Sachsen-Das-sagt-ein-Parteienrechtler-zu-dem-Fall
https://www.lvz.de/Region/Mitteldeutschland/AfD-verliert-Listenplaetze-in-Sachsen-Das-sagt-ein-Parteienrechtler-zu-dem-Fall
http://sr.de
https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/politik_wirtschaft/entscheidung_bundeswahlausschuss_gruenen_landesliste_saarland_100.html#
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Im Vorfeld der Bundestagswahl 2017 lehnte der Landeswahlausschuss Berlin 
die  eingereichte  Landesliste  der  berlinerischen  NPD  ab,  da  Delegierte  eines 
Kreisverbandes für die Aufstellungsversammlung vor dem gesetzlich festgeleg-
ten Zeitraum aus §  21 Abs.  3 S.  4 BWahlG gewählt worden waren; diese Dele-
gierten nahmen an der Aufstellungsversammlung jedoch nicht teil.18 Der Bun-
deswahlausschuss  bestätigte  im  Anschluss  diese  Entscheidung  des  Landes-
wahlausschusses, sodass die NPD in Berlin zur Bundestagswahl nicht mit einer 
Landesliste antreten durfte. Hiergegen strengte die NPD nach der Bundestags-
wahl ein Wahlprüfungsverfahren an, in welchem der Bundestag den Einspruch 
als unbegründet zurückwies.19 Schließlich stellte das Bundesverfassungsgericht 
mit Beschluss vom 23. März 2022 – und damit rund viereinhalb Jahre nach der 
Bundestagswahl am 24. September 2017 – fest, dass die Landesliste der NPD zu 
Unrecht  abgelehnt wurde. Dabei machte  das Bundesverfassungsgericht  deut-
lich,  dass  die  Nichtzulassung  einer  Landesliste  eine  schwerwiegende  Beein-
trächtigung der Parteien- und Wahlfreiheit darstelle. Zudem könne allein der 
Umstand, dass Delegierte verfrüht gewählt wurden, die dann  in der Aufstel-
lungsversammlung  nicht mitgewirkt  haben,  die Ablehnung  einer  Landesliste 
nicht begründen.20 Gleichwohl führe dieser Wahlfehler mangels Mandatsrele-
vanz nicht zur Ungültigkeit der Bundestagswahl 2017.21
Im  zweiten  Fall  ließ  der  sächsische  Landeswahlausschuss  im  Vorfeld  der 

Landtagswahl 2019 die Landesliste der AfD aufgrund von Mängeln im Aufstel-
lungsverfahren teilweise nicht zu. Denn in dem Umstand, dass die Landesliste 
an zwei verschiedenen Tagen aufgestellt worden war, sah der sächsische Lan-
deswahlausschuss einen Verstoß gegen die Einheitlichkeit der Aufstellungsver-
sammlung nach §  21 LWahlG Sachsen.22 Dagegen legte die AfD vor der Land-
tagswahl Verfassungsbeschwerde beim Verfassungsgerichtshof des Freistaates 
Sachsen ein, der – zum Erstaunen weiter Teile der Rechtswissenschaft und Pra-

wirtschaft/entscheidung_bundeswahlausschuss_gruenen_landesliste_saarland_100.html# 
(7. Mai 2023).

18  Bundeswahlausschuss (Hrsg.), Niederschrift über die 2. Sitzung des Bundeswahlaus-
schusses vom 3. August 2017, S.  3 ff., abrufbar unter https://www.bundeswahlleiter.de/dam/
jcr/bdbcb31c-e058-4381-b7ad-9c35ba9fcf06/20170814_niederschrift_2bwa.pdf (7. Mai 2023).

19  Plenarprotokoll der 83. Sitzung des 19. Deutschen Bundestags  am 21. Februar 2019, 
19/83, TOP 30a, S.  9690; siehe dazu auch die zugrunde liegende Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses vom 14. Februar 2019, BT-Drs. 19/7660, S.  13 ff.

20  BVerfG, Beschluss vom 23. März 2022, 2 BvC 22/19 = BeckRS 2022, 7874 2. Ls. und 
3. Ls., Rn.  36 ff.

21  BVerfG, Beschluss vom 23. März 2022, 2 BvC 22/19 = BeckRS 2022, 7874 Rn.  31 ff.
22  Landeswahlleiterin des Freistaates Sachsen (Hrsg.), Medieninformation 17/2019 vom 

8. Juli 2019, S.  2 f., abrufbar unter https://wahlen.sachsen.de/download/Medieninformation/
LWL-17-2019.pdf (7. Mai 2023).

https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/politik_wirtschaft/entscheidung_bundeswahlausschuss_gruenen_landesliste_saarland_100.html#
https://www.bundeswahlleiter.de/dam/jcr/bdbcb31c-e058-4381-b7ad-9c35ba9fcf06/20170814_niederschrift_2bwa.pdf
https://www.bundeswahlleiter.de/dam/jcr/bdbcb31c-e058-4381-b7ad-9c35ba9fcf06/20170814_niederschrift_2bwa.pdf
https://wahlen.sachsen.de/download/Medieninformation/LWL-17-2019.pdf
https://wahlen.sachsen.de/download/Medieninformation/LWL-17-2019.pdf
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xis23 – weitere Listenplätze zunächst vorläufig im Wege der einstweiligen An-
ordnung24 und dann auch endgültig im Hauptsacheverfahren25 zuließ. Die Ent-
scheidung stellt ein Novum dar, schließlich hat ein Gericht damit Rechtsschutz 
im Wege der Verfassungsbeschwerde  in einem unmittelbar auf eine konkrete 
Wahl bezogenen gerichtlichen Verfahren vor der Wahl gewährt.26 
Im Fall der Partei Bündnis 90/Die Grünen lehnte der saarländische Landes-

wahlausschuss die Zulassung der gesamten Landesliste der Partei für die Bun-
destagswahl 2021 aufgrund von Ausschlüssen zahlreicher Delegierter zur Dele-
giertenversammlung ab, worin der Landeswahlausschuss einen Verstoß gegen 
das Prinzip zur demokratischen Aufstellung von Kandidatinnen und Kandida-
ten nach §  21 Abs.  1 S.  2 BWahlG sah.27 Gegen diese Entscheidung  legte die 

23  Siehe  u. a.  J.-M. Drossel/J. Schemmel,  NVwZ  2020,  S.  1318 ff.; J. Kloos/C. Straker, 
SächsVBl. 2020, S.  5 ff.; J. Rozek/R. Zimmermann, SächsVBl. 2020, S.  37 ff.; W.-R. Schenke, 
NJW 2020, S.  122 ff.; A. Brade, NVwZ 2019, S.  1814 ff.; S.  Danzer, KommPrax Wahlen 2019, 
S.  69 ff.; F. Fründ/M. Klatt,  SächsVerfGH zu AfD-Landeslisten: Notwendige  Intervention 
oder ein Überschreiten des Rubikon?, JuWissBlog Nr.  84/2019 vom 22. August 2019, abruf-
bar unter https://www.juwiss.de/84-2019/ (7. Mai 2023); A. Hobusch, Der „tote Winkel“ des 
Rechtsschutzes,  Verfassungsblog  vom  1.  August  2019,  abrufbar  unter  https://verfassungs 
blog.de/der-tote-winkel-des-rechtsschutzes/ (7. Mai 2023); W. Kluth, LKV 2019, S.  501 ff.

24  SächsVerfGH, Urteil vom 25. Juli 2019, Vf. 77-IV-19 (e.A.)/82-IV-19 (e.A) = BeckRS 
2019, 15989. 

25  SächsVerfGH, Urteil vom 16. August 2019, Vf. 76-IV-19 (HS)/81-IV-19 (HS) = NVwZ 
2019, S.  1829 ff.

26  Näher zu diesem Fall und zur Nichtübertragbarkeit eines derart ausgestalteten Rechts-
schutzregimes auf die Bundestagswahl siehe unten §  4 D. III.

27  Dazu nur Bundeswahlausschuss (Hrsg.), Niederschrift über die 2. Sitzung des Bundes-
wahlausschusses vom 5. August 2021, S.  37 ff., abrufbar unter https://www.bundeswahlleiter.
de/dam/jcr/1f8bb302-8892-4868-bea4-8f8cbf701ab7/20210805_niederschrift_2bwa.pdf 
(7.  Mai 2023). Trotz mehrfacher Anfragen weigerte  sich die  saarländische Landeswahllei-
tung der Verfasserin für ihre wissenschaftlichen Zwecke zugunsten dieser Arbeit ein Proto-
koll der öffentlichen Sitzung des Landeswahlausschusses vom 30. Juli 2021 zukommen zu 
lassen, damit die Verfasserin den Sachverhalt mit Hilfe der Primärquelle hätte aufarbeiten 
können. Als Grund wurde ihr mit E-Mail vom 3. Dezember 2021 mitgeteilt, dass Landes-
wahlausschüsse keine Behörden seien und §  1 S.  1 IFG Saarl. i. V. m. §  1 Abs.  1 S.  1 IFG Bund 
daher keine Anwendung finde. Andere Gesetze, insbesondere das Bundeswahlgesetz, wür-
den keine Ansprüche auf Veröffentlichung oder Herausgabe eines Sitzungsprotokolls bein-
halten, zudem seien Wahlorgane zu  jeder Zeit  zur  staatlichen Neutralität verpflichtet. Die 
Verfasserin dieser Arbeit hingegen stuft Wahlorgane als Behörden im Sinne der Informati-
onsfreiheitsgesetze  ein,  erkennt  für  die Versendung des Sitzungsprotokolls  zudem keinen 
Ausschluss durch das Bundeswahlgesetz und kann nicht nachvollziehen, warum ihr das Pro-
tokoll einer öffentlichen Sitzung nicht für wissenschaftliche Zwecke zur Verfügung gestellt 
werden konnte. Ebenso F. Schoch, IFG, 2.  Aufl. 2016, §  1 Rn.  160 in Bezug auf die Bundes-
wahlleiterin  bzw.  den  Bundeswahlleiter  sowie  den  Bundeswahlausschuss.  Aufgrund  des 
Verweises auf das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes in §  1 S.  1 IFG Saarl. muss glei-
ches auch für die Landeswahlleiterin des Saarlandes sowie den Landeswahlausschuss gelten.
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Partei Beschwerde beim Bundeswahlausschuss ein, die dieser verwarf.28 Weite-
re – nach bisheriger Rechtsanwendung auch nicht vorgesehene – Schritte unter-
nahm die Partei Bündnis 90/Die Grünen nicht. Sie trat im Ergebnis nicht mit 
einer Landesliste im Saarland zur Bundestagswahl 2021 an und konnte daher im 
Saarland nicht mit der Zweitstimme der Wählerinnen und Wähler gewählt wer-
den. 
Die drei Fälle zeigen: Ablehnungen von Landeslisten und damit potenzielle 

Wahlfehler erfolgen, gerichtlicher Rechtsschutz nach der Wahl kommt meist zu 
spät und hat keine Auswirkungen auf den Wahlvorgang beziehungsweise das 
Wahlergebnis. Zudem ist gerichtlicher Rechtsschutz vor der Wahl regelmäßig 
nicht möglich. Es existiert im deutschen Wahlrecht ein Zustand, der in einem 
Rechtsstaat mit umfassend ausgestalteter Gerichtsbarkeit – wie es die Bundes-
republik Deutschland ist – eigentlich nicht vorherrschen sollte. Diese Ausgangs-
lage  erstaunt  insbesondere  deswegen,  weil  verschiedene  Stellen  –  wie  im 
 Folgenden dargelegt wird – auf die Problematik des fehlenden Rechtsschutzes 
in  Wahlrechtsangelegenheiten  bereits  hingewiesen  haben  und  gerichtlicher 
Rechtsschutz vor der Wahl sogar bereits in einem Ausnahmefall gewährt wurde.

II. Rechtsschutz vor der Bundestagswahl als Empfehlung  
der Wahlbewertungsmission der Organisation für Sicherheit  

und Zusammenarbeit in Europa

Die Rechtsschutzversagung für den Zeitpunkt vor der Wahl verwundert vor al-
lem vor dem Hintergrund der  seit  2009 auch  in Deutschland durchgeführten 
Wahlbeobachtungen des Büros für Demokratische Institutionen und Menschen-
rechte der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). 
Das Büro für Demokratische Institutionen und Menschenrechte als autonome 
Institution mit dem Charakter eines Durchführungsorgans im Sinne von II (A) 
Nr.  13 der Geschäftsordnung der OSZE entsendet zu Parlamentswahlen in ei-
nem ihrer Teilnehmerstaaten regelmäßig eine Wahlbewertungsmission. Die Er-
gebnisse der Wahlbewertungsmission werden stets in einem Abschlussbericht 
veröffentlicht.29 Bewertungsgrundlage  sind die Anforderungen,  die  an demo-

28  Bundeswahlausschuss (Hrsg.), Niederschrift über die 2. Sitzung des Bundeswahlaus-
schusses vom 5. August 2021, S.  41 ff., abrufbar unter https://www.bundeswahlleiter.de/dam/
jcr/1f8bb302-8892-4868-bea4-8f8cbf701ab7/20210805_niederschrift_2bwa.pdf (7. Mai 2023). 

29  Umfassend zur Wahlbeobachtung durch das Büro für Demokratische Institutionen und 
Menschenrechte F. Evers, Wahlbeobachtung durch die OSZE, in: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahr-
buch 2009, S.  261 ff. Siehe auch die bisherigen Berichte der Wahlbewertungsmissionen für 
Bundestagswahlen: OSZE (Hrsg.), Bericht der OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsmission vom 
16. März 2022 zur Wahl zum Deutschen Bundestag am 26. September 2021, abrufbar unter 

https://www.bundeswahlleiter.de/dam/jcr/1f8bb302-8892-4868-bea4-8f8cbf701ab7/20210805_niederschrift_2bwa.pdf
https://www.bundeswahlleiter.de/dam/jcr/1f8bb302-8892-4868-bea4-8f8cbf701ab7/20210805_niederschrift_2bwa.pdf
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kratische Wahlen nach den OSZE-Verpflichtungen30 und anderen internationa-
len Standards31 zu stellen sind. Zugleich werden Handlungsempfehlungen hin-
sichtlich der nach Auffassung der Wahlbewertungsmission verbesserungswür-
digen Punkte ausgesprochen. 
In Bezug auf die Bundestagswahl 2009 stellte die Wahlbewertungsmission 

fest, dass „die Unmöglichkeit einer gerichtlichen Beschwerde vor dem Wahltag 
die Verfügbarkeit  einer  effektiven Abhilfe gegen  fehlerhafte Verwaltungsent-

https://www.osce.org/files/f/documents/0/3/514048.pdf (7. Mai 2023); OSZE (Hrsg.), Bericht 
der OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsmission vom 27. November 2017 zur Wahl  zum Deut-
schen Bundestag am 24. September 2017, abrufbar unter https://www.osce.org/files/f/docu 
ments/9/3/363781.pdf (7. Mai 2023); OSZE (Hrsg.), Bericht der OSZE/ODIHR-Wahlbewer-
tungsmission vom 13. Dezember 2013 zur Wahl zum Deutschen Bundestag am 22. Septem-
ber  2013,  abrufbar  unter  https://www.osce.org/files/f/documents/2/9/109745.pdf  (7.  Mai 
2023); OSZE (Hrsg.), Bericht der OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsmission vom 14. Dezember 
2009 zur Wahl zum Deutschen Bundestag am 27. September 2009, abrufbar unter https://
www.osce.org/files/f/documents/e/7/40879.pdf (7. Mai 2023).

30  Gemeint sind mit diesen sog. originären und weitgehend unbestrittenen Verpflichtun-
gen u. a. die Richtlinien zur Assistenz von nationalen Minderheiten für Wahlen vom 1. Janu-
ar 2001, abrufbar unter https://www.osce.org/files/f/documents/4/0/103866.pdf (7. Mai 2023), 
die Richtlinien  zur Beilegung  von Wahlkonflikten  im OSZE-Raum vom 1. August  2000, 
abrufbar unter https://www.osce.org/files/f/documents/b/b/17567.pdf (7. Mai 2023), das Wie-
ner Dokument  der Verhandlungen  über Vertrauens-  und  Sicherheitsbildende Maßnahmen 
vom 16. November 1999, angenommen auf der 269. Plenarsitzung des OSZE-Forums für Si-
cherheitskooperation in Istanbul, abrufbar unter https://www.osce.org/files/f/documents/5/d/ 
41278.pdf (7. Mai 2023), das Abschlussdokument des Moskauer Treffens der Konferenz über 
die menschliche Dimension der KSZE vom 3. Oktober 1991,  abrufbar unter https://www.
osce.org/files/f/documents/e/f/14312.pdf (7. Mai 2023), die Charta von Paris vom 21. Novem-
ber 1990, abrufbar unter https://www.osce.org/files/f/documents/5/b/39518.pdf (7. Mai 2023) 
sowie das Abschlussdokument des Kopenhagener Treffens der Konferenz über die mensch-
liche Dimension der KSZE vom 29. Juni 1990, abrufbar unter https://www.osce.org/files/f/
documents/3/8/14307.pdf  (7. Mai  2023).  Detailliert F. Evers, Wahlbeobachtung  durch  die 
OSZE, in: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 2009, S.  261 ff. (262 ff.).

31  Unter diese sog. interpretativen Verpflichtungen fallen u. a. das UN Committee on Hu-
man Rights, General Comment 25, „The Right to Participate in Public Affairs, Voting Rights 
and the Right to Equal Access to Public Service“ vom 12. Juli 1996, abrufbar unter https://
www.osce.org/files/f/documents/4/a/19154.pdf (7. Mai 2023), für eine deutsche Übersetzung 
und Einführung siehe Deutsches  Institut  für Menschenrechte  (Hrsg.), Die „General Com-
ments“ zu den VN-Menschenrechtsverträgen, 2005, S.  113 ff., der Internationale Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966, BGBl. 1973 II, S.  1533 ff. und die 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen  vom  10.  Dezember  1948,  abrufbar  unter  https://www.un.org/depts/german/menschen 
rechte/aemr.pdf (7. Mai 2023). Vertiefend F. Evers, Wahlbeobachtung durch die OSZE, in: 
IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 2009, S.  261 ff. (265 f.).

https://www.osce.org/files/f/documents/0/3/514048.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/9/3/363781.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/9/3/363781.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/2/9/109745.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/e/7/40879.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/e/7/40879.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/4/0/103866.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/b/b/17567.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/5/d/41278.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/5/d/41278.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/e/f/14312.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/e/f/14312.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/5/b/39518.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/3/8/14307.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/3/8/14307.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/4/a/19154.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/4/a/19154.pdf
https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
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scheidungen und -maßnahmen“32 verringert. Daher gab sie die folgende Hand-
lungsempfehlung:

„Zum Schutz der Wahlrechte sollte überlegt werden, die Beschwerdeverfahren dahingehend 
zu ändern, dass zumindest bestimmte Arten von Beschwerden – insbesondere zur Zulassung 
der Parteien zur Wahl, zur Registrierung der Bewerber/innen, der Landeslisten und der Wäh-
ler/innen – vor der Wahl von einem Rechtsgremium gehört werden können. Dadurch würde 
die zeitgerechte Beilegung wahlbezogener Streitigkeiten möglich, welche wesentlicher Be-
standteil des allgemeineren Prinzips der Gewährung effektiver Rechtsmittel ist.“33

Diese Empfehlung nahm der Wahlprüfungsausschuss des Bundestages auf und 
bat die Bundesregierung um eine Prüfung, ob speziell der Rechtsschutz im Hin-
blick auf das Zulassungsverfahren für Parteien nach §  18 Abs.  4 BWahlG a. F. 
verbessert werden könne.34 Dabei geht sowohl aus der Empfehlung des Wahl-
prüfungsausschusses  als  auch  aus  dem  darauffolgenden  Gesetzentwurf  der 
Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen hervor, dass 
Rechtsschutz nur in Bezug auf die grundsätzliche Zulassung von Parteien zur 
Wahl, nicht hingegen in Bezug auf die auch von der OSZE-Wahlbewertungs-
mission empfohlene Zulassung von Wahlkandidatinnen und -kandidaten, Lan-
deslisten  und  Wählerinnen  und  Wählern  Gegenstand  der  Diskussion  war.35 
 Folge  dieser  Diskussion  war  schließlich  das  Gesetz  zur  Verbesserung  des 
Rechtsschutzes in Wahlsachen vom 12. Juli 201236, mit dem die Nichtanerken-
nungsbeschwerde als gerichtliche Beschwerdemöglichkeit für nicht durch den 
Bundeswahlausschuss  als  Partei  anerkannte  politische  Vereinigungen  einge-
führt wurde. Gleichzeitig wurde in Art.  2 Nr.  1 lit.  a und Art.  3 Nr.  2 lit.  a, aa des 

32  OSZE (Hrsg.), Bericht der OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsmission vom 14. Dezember 
2009  zur Wahl  zum Deutschen Bundestag  am  27.  September  2009,  S.  23,  abrufbar  unter 
 https://www.osce.org/files/f/documents/e/7/40879.pdf (7. Mai 2023).

33  OSZE (Hrsg.), Bericht der OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsmission vom 14. Dezember 
2009 zur Wahl zum Deutschen Bundestag am 27. September 2009, S.  23 f., in Ansätzen auch 
schon  S.  16,  abrufbar  unter  https://www.osce.org/files/f/documents/e/7/40879.pdf  (7.  Mai 
2023). Rechtliche Grundlage dieser Handlungsempfehlung ist nach der Wahlbewertungsmis-
sion in dieser Reihenfolge Paragraph 5.10 des Kopenhagen-Dokuments von 1990, Paragraph 
13.9 des Abschließenden Dokuments des Wiener Treffens (KSZE) von 1989, Paragraph 18.4 
Dokument des Moskauer Treffens von 1991, Allgemeiner Kommentar 31, Paragraph 15 des 
UN-Menschenrechtsausschusses und §  95 des Verhaltenskodexes für Wahlen der Venedig- 
Kommission. Zur Venedig-Kommission auch unten §  7 B. I.

34  BT-Drs. 17/6300, S.  2 f.
35  BT-Drs. 17/9391, S.  6. Ebenso wie hier A. von Notz, die auf dem Verfassungsblog davon 

spricht, dass „der Bericht der Wahlbewertungsmission […] nur unvollständig zitiert“ wird, 
Not Too Late, but Still Too Little, Verfassungsblog vom 2. November 2022, abrufbar unter 
https://verfassungsblog.de/not-too-late-but-still-too-little/ (7. Mai 2023).

36  Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen vom 12. Juli 2012, BGBl. I 
2012, S.  1501.

https://www.osce.org/files/f/documents/e/7/40879.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/e/7/40879.pdf
https://verfassungsblog.de/not-too-late-but-still-too-little/
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Gesetzes zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen klargestellt, dass 
auch subjektive Rechtsverletzungen Gegenstand des Wahlprüfungsverfahrens 
auf beiden Verfahrensstufen sein können. Weitergehende Rechtsschutzmöglich-
keiten für andere Fälle als die Nichtanerkennung einer Partei zur Bundestags-
wahl  wurden  nicht  normiert.  Daher  liegt  die  Vermutung  nahe,  dass  der  im 
 OSZE-Bericht von 2009 verwendete Ausdruck „insbesondere“37 vom Wahlprü-
fungsausschuss und den genannten Fraktionen nur auf Rechtsbehelfe gegen die 
grundsätzliche Zulassung von Parteien und nicht auf alle genannten Wahlfehler 
bezogen wurde.
Der  Bericht  der  OSZE-Wahlbewertungsmission  zur  Bundestagswahl  2013 

stellt dann in Bezug auf die Empfehlungen des Berichts von 2009 folgerichtig 
fest, dass zwar eine Rechtsschutzmöglichkeit vor der Wahl gegen die grundsätz-
liche  Zulassung  als  Partei  mit  der  Nichtanerkennungsbeschwerde  geschaffen 
wurde, allerdings 

„die  fehlende Möglichkeit,  zu  den meisten  verfahrensbezogenen  Themen  schon  vor  dem 
Wahltag bei einem Gericht Einspruch einzulegen, immer noch eine Einschränkung des Zu-
gangs der Bürgerinnen und Bürger zu einem wirksamen und zeitnahen Rechtsbehelf gegen 
inkorrekte Verwaltungsentscheidungen und -handlungen“38 

darstelle. Im Bericht zur Bundestagswahl 2017 und zur Bundestagswahl 2021 
wurden die weiterhin  fehlenden Rechtsschutzmöglichkeiten  in Bezug auf die 
Zulassung von Kandidatinnen und Kandidaten, Landeslisten und Wählerinnen 
und Wähler erstaunlicherweise nicht mehr thematisiert.39
Die Tatsache, dass die OSZE in ihren letzten Berichten nicht mehr auf weite-

re Rechtsschutzmöglichkeiten für andere Wahlfehler als die Nichtanerkennung 
als Partei eingeht, bedeutet nicht, dass weiterer Rechtsschutz nicht wünschens-
wert  ist. Stattdessen bleiben die Forderungen der OSZE aus dem Bericht von 

37  OSZE (Hrsg.), Bericht der OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsmission vom 14. Dezember 
2009  zur Wahl  zum Deutschen Bundestag  am 27.  September  2009,  S.  24,  abrufbar  unter 
 https://www.osce.org/files/f/documents/e/7/40879.pdf (7. Mai 2023).

38  OSZE (Hrsg.), Bericht der OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsmission vom 13. Dezember 
2013 zur Wahl zum Deutschen Bundestag am 22. September 2013, S.  10 f., abrufbar unter 
https://www.osce.org/files/f/documents/2/9/109745.pdf (7. Mai 2023).

39  Stattdessen wird im Bericht zur Bundestagswahl 2017 der Fokus auf die angemessene 
Bearbeitungszeit des Wahlprüfungsverfahrens gelegt und empfohlen, das Verfahren zu be-
schleunigen, OSZE (Hrsg.), Bericht der OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsmission vom 27.  No-
vember 2017 zur Wahl zum Deutschen Bundestag am 24. September 2017, S.  9 f., abrufbar 
unter  https://www.osce.org/files/f/documents/9/3/363781.pdf  (7. Mai 2023).  Im Bericht  zur 
Bundestagswahl  2021  bleiben  Rechtsschutzfragen  in  Bezug  auf  das  Wahlrecht  komplett 
 unberücksichtigt,  OSZE  (Hrsg.),  Bericht  der  OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsmission  vom 
16.  März 2022 zur Wahl zum Deutschen Bundestag am 26. September 2021, abrufbar unter 
https://www.osce.org/files/f/documents/b/3/516252.pdf (7. Mai 2023).

https://www.osce.org/files/f/documents/e/7/40879.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/2/9/109745.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/9/3/363781.pdf
https://www.osce.org/files/f/documents/b/3/516252.pdf
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